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Kassenmitarbeiter  
eines Museums:  
Gründliche Fachkenntnisse

Das LAG Mecklenburg-Vorpommern (Urt. v. 
13.1.2026 – 5 SLa 108/25; rk.) bestätigte die Ein-
gruppierung eines Museumskassenmitarbeiters 
in Entgeltgruppe 3 (Entgeltordnung zum TV-L). 
Streitgegenstand war, ob die Tätigkeit „gründ-
liche Fachkenntnisse“ erfordert und damit einen 
Anspruch auf Vergütung nach der Entgeltgruppe 5 
rechtfertigt. Der Kläger war seit Jahren im Kas-
sen- und Shopbereich tätig und machte geltend, 
seine Aufgaben – Verkauf, Besucherinformation, 
Warenverwaltung, Kassenabwicklung – gingen 
über eine einfache Anlerntätigkeit hinaus.
Das LAG Mecklenburg-Vorpommern stellte maß-
geblich auf den tariflichen Arbeitsvorgang 
„Kasse/Verkauf“ ab (70 % der Tätigkeit). „Gründ-
liche Fachkenntnisse“ i. S. d. Entgeltgruppe 5 ver-
langten ein qualitatives und quantitatives Mehr 
an Wissen, das über eine bloße Einarbeitung 
hinausgehe. Hierfür genüge weder Erfahrungs
wissen aus der Praxis noch allgemeine Kennt-
nisse, wenn diese durch eine übliche Einarbeitung 
oder zuvor durch die allgemeine Schulbildung 
vermittelt werden.
Hier, so das LAG Mecklenburg-Vorpommern, er-
fordere die Tätigkeit lediglich eine eingehende 
Einarbeitung (typischerweise bis zu sechs Wo-
chen). Das Beherrschen der Kassenanweisung, 
der Umgang mit Kassensystemen sowie Grund-
kenntnisse über Sortiment und Abläufe seien 
zügig anlernbar. Vertiefte historische, fremd-
sprachliche oder rechtliche Kenntnisse seien nicht 
erforderlich. Auskünfte beschränkten sich auf 
allgemeine Informationen. Auch einfache Eng-
lischkenntnisse könnten vorausgesetzt werden. 
Damit fehle es an dem tariflich geforderten 
Niveau „gründlicher Fachkenntnisse“. Die Tätig-
keit verblieb auf dem Stellenwert der Entgelt-
gruppe 3.

Bestenauslese und Vorrang 
von Beurteilungen  
im Auswahlverfahren 
Der Kläger begehrte über eine Konkurrenten-
streitigkeit die Neubescheidung seiner Bewerbung 
auf eine höherwertige Stelle (Entgeltgruppe 14 
TVöD), nachdem eine Mitbewerberin ausgewählt 
worden war. 
Das LAG Köln (Urt. v. 5.2.2026 – 8 SLa 397/25; 
rk.) gab der Berufung statt und verpflichtete die 

Beklagte zur erneuten Entscheidung, da das Aus-
wahlverfahren rechtsfehlerhaft durchgeführt wor-
den sei. Das Gericht hob hervor, dass vorrangi-
ges Auswahlkriterium regelmäßig die aktuelle 
dienstliche Beurteilung sei. Dies gelte insbeson-
dere, wenn – wie hier – eine Dienstvereinbarung 
dies ausdrücklich vorsehe. Ergänzende Auswahl-
instrumente wie strukturierte Interviews dürf-
ten lediglich hinzutreten, die Beurteilung jedoch 
nicht verdrängen.
Entscheidend beanstandet wurde ein Verstoß 
gegen das Dokumentationsgebot: Der Auswahl-
vermerk enthielt keine nachvollziehbare Darstel-
lung der berücksichtigten dienstlichen Beurtei-
lungen und ihrer Gewichtung. Eine solche Do-
kumentation sei jedoch unerlässlich, um Trans-
parenz herzustellen und effektiven Rechtsschutz 
zu gewährleisten und eine nachträgliche Begrün-
dung im Prozess sei unzulässig. Die wesentlichen 
Auswahlerwägungen müssten bereits im Ver-
waltungsverfahren schriftlich fixiert werden, an-
dernfalls werde der Bewerbungsverfahrens
anspruch verletzt.
Zudem betont das LAG Köln die Bindungswirkung 
bestehender Dienstvereinbarungen. Diese seien 
auch bei externen Ausschreibungen zu beach-
ten, sofern sie keine Differenzierung vorsehen. 
Die Entscheidung unterstreicht damit die zentrale 
Bedeutung von Transparenz, Dokumentation und 
der Vorrangstellung dienstlicher Beurteilungen 
im Auswahlverfahren gemäß Art. 33 GG und kon-
kretisiert die Grenzen nachträglicher gerichtlicher 
Rechtfertigungen.

Verrechnung und Verfall 
von Entgeltansprüchen – 
§ 37 TV-L
Die Klägerin wurde rückwirkend höhergruppiert 
(Entgeltgruppe 9a statt Entgeltgruppe 8), wor-
aus sich höhere monatliche Entgeltansprüche, 
zugleich aber eine geringere Jahressonderzahlung 
(§ 20 TV-L) ergab. Das beklagte Land verrech-
nete die daraus resultierenden Überzahlungen 
bei der Jahressonderzahlung mit den Nachzah-
lungsansprüchen aus der Höhergruppierung. 
Das LAG Düsseldorf (Urt. v. 15.1.2026 – 11 SLa 
180/25; Rev. zugelassen) hielt diese Verrechnung 
für zulässig. Maßgeblich sei, dass die Parteien 
konkludent davon ausgingen, die Eingruppie-
rung „als Ganzes“ rückwirkend umzusetzen. Da-
mit umfasse die Korrektur sämtliche Vergütungs-
bestandteile. Eine isolierte Betrachtung einzel-
ner Positionen scheidet aus. Rechtlich stützte 
das Gericht die Verrechnung auf Erfüllung (§ 362 

BGB) i. V. m. einer nachträglichen Tilgungsbestim
mung (§ 366 BGB). Die Jahressonderzahlungs-
ansprüche konnten rückwirkend als (Teil )Erfül-
lung der höheren Entgeltansprüche gewertet 
werden. 
Hilfsweise sei auch eine Aufrechnung zulässig. 
Selbst bei unterstelltem Verfall der Rückforde
rungsansprüche nach § 37 TV-L könne sich die 
Klägerin nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) 
nicht darauf berufen. Dies wäre rechtsmiss-
bräuchlich, da ihr eigenes Höhergruppierungs-
begehren die Gesamtneuberechnung einschließ-
lich reduzierter Sonderzahlungen auslöste. 
Daneben bestätigt das Gericht die Wirksamkeit 
weiterer Verrechnungen (u. a. wegen Überzah-
lung im Krankheitsfall und Urlaubsabgeltung), 
soweit diese hinreichend konkret geltend ge-
macht wurden. Die Entscheidung betont damit 
die Einheitlichkeit der tariflichen Vergütung bei 
rückwirkender Eingruppierung sowie die weit-
gehenden Möglichkeiten des Arbeitgebers zur 
Verrechnung und Aufrechnung im Rahmen des 
TV-L.
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